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Von Jörg Schürmeyer

Oldenburg – Niedersachsens 
Ministerpräsident Stephan 
Weil will nach mehreren Jah-
ren mit Stagnation und sogar 
Rezession in diesem Jahr eine 
wirtschaftliche Trendwende 
einleiten. „2025 muss das Jahr 
des Turnarounds werden“, 
sagte der SPD-Politiker am 
Dienstagabend vor rund 800 
Unternehmerinnen, Unter-
nehmern und Gästen beim 
Neujahrsempfang der Olden-
burgischen Industrie- und 
Handelskammer (IHK), die in 
diesem Jahr ihr 125-jähriges 
Bestehen feiert. Denn: „Eine 
stabile Wirtschaft ist auch die 
Grundlage für eine stabile Ge-
sellschaft.“

Netzentgelte senken

Was es brauche, seien 
„Brustlöser“. Ein entscheiden-
der Hebel auch mit Blick auf 
die Wettbewerbsfähigkeit sei 
es, die Energiekosten zu sen-
ken. Weil richtete den Fokus 
dabei vor allem auf die Netz-
entgelte, die in einem ersten 
Schritt stabilisiert, in einem 
zweiten Schritt gesenkt und 
in einem dritten Schritt so be-
handelt werden müssten wie 
andere Infrastrukturvorha-
ben auch.

Ein zweiter Hebel sei die 
Bürokratie. „Ja, wir sind über-
reguliert“, räumte Weil ein 
und erntete dafür Applaus. 
„Wir sind in vielen Teilen zu 
kompliziert.“ Und dies führe 
dazu, dass Prozesse und Vor-
haben zu lange dauern und 
teurer würden. „Was wir statt-
dessen brauchen ist einfacher, 
schneller, günstiger“, sagte er. 
Niedersachsen wolle hier „Vor-
reiter“ sein. Als ein Beispiel in 
diese Richtung nannte er die 

ich mal wieder Zeit hätte für 
mein Kerngeschäft, also 
Wurst zu produzieren und sie 
zu verkaufen, dann würde ich 
mich tatsächlich freuen.“  

Prof. Dr. Andreas Freytag, 
Inhaber des Lehrstuhls für 
Wirtschaftspolitik an der Uni 
Jena, warnte davor, Investi-
tionsförderung stets gleichzu-
setzen mit dem Geben von 
Geld.  „Man muss insgesamt 
das Klima für Investitionen 
verbessern“, sagte er, etwa 
auch über Steuerpolitik. Zu-
dem sprach er sich für den Ab-
bau von Subventionen aus. Je-
des Jahr würden dafür in 
Deutschland rund 200 Mil-
liarden Euro ausgegeben, fünf 
Prozent des Bruttoinlands-
produkts. „Das heißt, unge-
fähr jeder 20. Euro wird einem 
erfolgreichen Unternehmer 
weggenommen, damit ein er-
folgloser ihn bekommt“, sagte 
er.  Sein Vorschlag: „Subven-
tionsabbau mit der Rasenmä-
her-Methode. Überall jedes 
Jahr zehn Prozent des Bestan-
des.“

Auf das Thema Innovatio-
nen und Gründungen ging 
Daniel Kraft, Startup-Unter-
nehmer aus Oldenburg, ein. 
Es gebe viele gute Gründerin-
nen und Gründer hierzulan-
de. „Was uns ein bisschen 
fehlt, ist Respekt und An-
erkennung für die Menschen, 
die diesen Mut haben“, sagte 
er. Und er mahnte mehr In-
vestitionen und Unterstüt-
zung an. Wenn man Teilhabe 
an den Wachstumspotenzia-
len der Zukunft haben wolle, 
müsse man Mut beweisen 
und investieren. „In den USA 
sind neun der zehn reichsten 
Menschen Gründerinnen und 
Gründer. In Deutschland sind 
acht von zehn Erbinnen und 
Erben“, sagte er. 

Novellierung der niedersäch-
sischen Bauordnung. 

Wirtschaftsvertreter spar-
ten auf dem Neujahrsemp-
fang nicht mit Kritik an der 
Politik. „Wir haben kein Er-
kenntnisproblem, sondern 
ein Umsetzungsproblem“, be-
fand IHK-Präsident Jan Mül-
ler. Ja, sogar ein Vertrauens-
problem. „Es fehlt an Vertrau-
en in marktwirtschaftliche Lö-
sungen“, sagte er. Anderer 
Länder, wie die USA, stünden 
mit einer weniger regulierten 
Wirtschaft und niedrigerer 
Steuerlast deutlich besser da 
und verzeichneten robuste 
Wachstumsraten.

Seine Folgerung: „Gebot 
der Stunde in Deutschland ist 
es, den Unternehmen das Feld 
zu bereiten: mit weniger Re-
gulierung, mit niedrigeren 

Steuern, mit Rahmenbedin-
gungen, die Innovation und 
Investitionen befördern.“ Die 
Bereitschaft, diese Struktur-
themen anzugehen, sei zu zö-
gerlich. „Hier eine Kursände-
rung durchzuführen, ist die 
wichtigste Aufgabe der neuen 
Bundesregierung“, meinte er.

In der anschließenden 
Podiumsdiskussion beklagten 
Wirtschaftsvertreter vor al-
lem die herrschende Unsi-
cherheit und die überborden-
de Regulierung. „Man schafft 
immer mehr Dokumenta-
tionspflichten. Und das 
nervt“, sagte Mirja Viertel-
haus-Koschig, Vorstandsvor-
sitzende des Oldenburger 
Autoteile-Spezialisten Vierol. 
Vom Lieferkettensorgfalts -
pflichtengesetz über Nachhal-
tigkeitsberichte  bis hin zur A1-

Bescheinigung bei Dienstrei-
sen ins Ausland. „Ich habe im-
mer den Eindruck, wir setzen 
nicht nur das EU-Recht eins 
zu eins um, sondern wir ma-
chen es noch strenger und 
wollen es nach genauer ma-
chen“, sagte sie.

Einfach Unternehmer sein

Sarah Dhem, Präsidentin 
des Bundesverbands Deut-
scher Wurst- und Schinken-
produzenten, sowie Ge-
schäftsführerin von Schulte 
Wurstwaren und der Kalieber 
GmbH in Lastrup, beklagte 
mangelnden politischen 
Rückhalt auf allen Ebenen 
und mahnte stabile Rahmen-
bedingungen an. „Wir wollen 
einfach gern wieder Unter-
nehmer sein“, sagte sie. „Wenn 
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